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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 12.03.1976

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Präsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Pallin als Vorsitzenden und durch

die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Piegler, Dr. Fedra, Dr. Reithofer und Dr. Scheiderbauer als Richter in der

Rechtssache der klagenden Parteien 1.) H*, 2.) J*, beide Angestellte in *, vertreten durch Dr. Herbert Neuhauser,

Rechtsanwalt in Wien, wider die beklagten Parteien 1.) K*, Angestellter, *, 2.) A*-Aktiengesellschaft, *, beide vertreten

durch Dr. Tassilo Neuwirth, Rechtsanwalt in Wien, wegen zu 1.) restlicher 12.826,43 S samt Anhang und zu 2.) restlicher

3.000 S samt Anhang, infolge Rekurses der klagenden Parteien gegen den Beschluß des Oberlandesgerichtes Wien als

Berufungsgerichtes vom 12. Dezember 1975, GZ 9 R 209/75-26, womit das Urteil des Landesgerichtes für ZRS Wien

vom 16. September 1975, GZ. 26 Cg 704/75-21, teilweise aufgehoben wurde, folgenden

Beschluss

gefasst:

Spruch

Dem Rekurs wird nicht Folge gegeben.

Die Rekurskosten sind wie weitere Verfahrenskosten zu behandeln.

Text

Begründung:

Am 3. Mai 1974 ereignete sich in W* bei der Kreuzung der L*gasse - N*straße ein Zusammenstoß zwischen dem vom

Zweitkläger gelenkten Personenkraftwagen Ford Escort und dem vom Erstbeklagten gelenkten Personenkraftwagen

(Invalidenfahrzeug), bei dem der der Erstklägerin gehörende Ford Escort beschädigt und der Zweitkläger verletzt

wurde. Die Zweitbeklagte ist der HaftpGichtversicherer des vom Erstbeklagten gelenkten Fahrzeuges. Die Kosten der

Reparatur des Ford Escort stehen mit 17.101,90 S der Höhe nach außer Streit.

Das gegen den Zweitkläger und den Erstbeklagten eingeleitete Strafverfahren endete mit einem Freispruch des

Zweitklägers und einer Verurteilung des Erstbeklagten wegen der Übertretung nach § 431 StG. Das Strafgericht legte

dem Erstbeklagten zur Last, er sei mit seinem Kraftfahrzeug derart unvorsichtig, nämlich ohne genügende Beachtung

des Rechtsvorranges, in die gegenständliche Kreuzung eingefahren, daß es zu einer Kollision mit dem von rechts

kommenden und auf der Kreuzung nach links einbiegenden, vom Zweitkläger gelenkten Personenkraftwagen

gekommen sei.Das gegen den Zweitkläger und den Erstbeklagten eingeleitete Strafverfahren endete mit einem

Freispruch des Zweitklägers und einer Verurteilung des Erstbeklagten wegen der Übertretung nach Paragraph 431,

StG. Das Strafgericht legte dem Erstbeklagten zur Last, er sei mit seinem Kraftfahrzeug derart unvorsichtig, nämlich
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ohne genügende Beachtung des Rechtsvorranges, in die gegenständliche Kreuzung eingefahren, daß es zu einer

Kollision mit dem von rechts kommenden und auf der Kreuzung nach links einbiegenden, vom Zweitkläger gelenkten

Personenkraftwagen gekommen sei.

Die Erstklägerin verlangt von den Beklagten zur ungeteilten Hand Zahlung der Reparaturkosten von 17.101,90 S samt

Anhang. Der Zweitkläger begehrt von den Beklagten zur ungeteilten Hand Zahlung eines Schmerzengeldes von

(eingeschränkt auf) 6.000 S samt Anhang.

Die Beklagten beantragten Abweisung des Klagebegehrens beider Kläger. Sie wendeten ein, den Zweitkläger treJe an

dem Unfall das überwiegende Mitverschulden, weil er beim Linkseinbiegen die Kurve geschnitten habe; der

Zusammenstoßpunkt beLnde sich außerhalb des Kreuzungsbereiches. Der Mitverschuldensanteil des Klägers betrage

75 % (siehe Seite 85).

Das Erstgericht sprach der Erstklägerin den begehrten Betrag von 17.101,90 S samt Anhang zu. Dem Zweitkläger

sprach es an Schmerzengeld 4.000 S samt Anhang zu; das Mehrbegehren auf Zahlung eines weiteren Schmerzengeldes

von 2.000 S samt Anhang wies es ab. Die Abweisung dieses Mehrbegehrens wurde rechtskräftig.

Das Erstgericht ging davon aus, daß das Verschulden des Erstbeklagten auf Grund der strafgerichtlichen Verurteilung

für das Zivilgericht bindend feststehe. Aber nicht nur das Verschulden des Erstbeklagten werde damit unüberprüfbar

festgestellt, sondern auch die in dem Spruch des Urteiles enthaltene nähere Beschreibung der Tathandlung. Danach

sei der Erstbeklagte in die Kreuzung eingefahren, sodaß es dort mit dem von rechts kommenden Personenkraftwagen

der Erstklägerin zur Kollision gekommen sei. Es sei somit davon auszugehen, daß der Erstbeklagte den Rechtsvorrang

des Zweitklägers verletzt habe. Da sich der Rechtsvorrang über die gesamte Fahrbahnbreite erstrecke, könne

dahingestellt bleiben, ob der Zweitkläger tatsächlich auf der linken Fahrbahnseite gefahren sei bzw. die Kurve

geschnitten habe. Ein Mitverschulden des Zweitklägers könne daraus noch nicht abgeleitet werden. Daraus folge, daß

der Erstbeklagte den Unfall allein verschuldet habe und die Beklagten daher für den Schaden zu haften haben.

Die Berufung der Beklagten, in der die festgestellten Schadensbeträge der Höhe nach nicht mehr bekämpft wurden

und mit der Abänderung des Ersturteiles auf der Grundlage einer Verschuldensteilung im Verhältnis 1 : 3 zu Lasten der

Kläger angestrebt, hilfsweise aber auch ein Aufhebungsantrag gestellt wurde, hatte Erfolg. Das Berufungsgericht hob

das Ersturteil im Umfange der Anfechtung (hinsichtlich eines Zuspruches von 12.826,41 S samt Anhang an die

Erstklägerin und eines Zuspruches von 3.000 S samt Anhang an den Zweitkläger) unter Rechtskraftvorbehalt auf und

verwies die Sache in diesem Umfang zur ergänzenden Verhandlung und neuerlichen Entscheidung an das Erstgericht.

Es ging dabei von folgenden Erwägungen aus:

Die Bindungswirkung des Strafurteiles gehe nicht so weit, wie das Erstgericht angenommen habe. Sie bestehe

zunächst nur hinsichtlich des verurteilenden Teiles. Der Zivilrichter könne daher auch einen für den Verurteilten

ungünstigeren Tatbestand annehmen. Die Bindung bestehe nicht nur bezüglich des Spruches des Strafurteiles,

sondern auch hinsichtlich der Begründung, soweit diese die Tatbestandsmerkmale der strafbaren Handlung enthalte.

Nun sei zwar vom Strafgericht bindend festgestellt, daß der Erstbeklagte den Rechtsvorrang des Zweitklägers verletzt

habe, bezüglich des im Strafverfahren freigesprochenen Zweitklägers bestehe aber keine Bindungswirkung. Es seien

daher vom Strafurteil abweichende Feststellungen zu dieser Frage grundsätzlich zulässig, sie dürften bloß nicht zur

Feststellung eines für den Erstbeklagten günstigeren als des vom Strafgericht festgestellten Sachverhaltes führen. Für

ein allfälliges Mitverschulden des Zweitklägers wesentlich werde die genaue Unfallstelle sein. Daß sich diese auf der

Kreuzung befunden habe, sei dem Strafurteil nicht zu entnehmen. Die Formulierung des Urteilsspruches erwecke zwar

diesen Anschein, doch werde in der Begründung als Unfallspunkt auf die in der Skizze mit einem roten Kreuz

versehene Stelle verwiesen, die aber eindeutig außerhalb des Kreuzungsbereiches liege. Es könne daher auch der

Spruch nicht so verstanden werden, daß sich der Unfall auf der Kreuzung ereignet habe. Eine Feststellung, daß sich

der Unfall außerhalb der Kreuzung ereignet habe, würde daher keinen Verstoß gegen § 268 ZPO darstellen. Um

beurteilen zu können, ob auch den Zweitkläger ein Verschulden treJe, seien Feststellungen über die Fahrlinie des

Zweitklägers und die genaue Kollisionsstelle erforderlich, worüber von den Parteien Beweise angeboten worden

seien.Die Bindungswirkung des Strafurteiles gehe nicht so weit, wie das Erstgericht angenommen habe. Sie bestehe

zunächst nur hinsichtlich des verurteilenden Teiles. Der Zivilrichter könne daher auch einen für den Verurteilten

ungünstigeren Tatbestand annehmen. Die Bindung bestehe nicht nur bezüglich des Spruches des Strafurteiles,

sondern auch hinsichtlich der Begründung, soweit diese die Tatbestandsmerkmale der strafbaren Handlung enthalte.
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Nun sei zwar vom Strafgericht bindend festgestellt, daß der Erstbeklagte den Rechtsvorrang des Zweitklägers verletzt

habe, bezüglich des im Strafverfahren freigesprochenen Zweitklägers bestehe aber keine Bindungswirkung. Es seien

daher vom Strafurteil abweichende Feststellungen zu dieser Frage grundsätzlich zulässig, sie dürften bloß nicht zur

Feststellung eines für den Erstbeklagten günstigeren als des vom Strafgericht festgestellten Sachverhaltes führen. Für

ein allfälliges Mitverschulden des Zweitklägers wesentlich werde die genaue Unfallstelle sein. Daß sich diese auf der

Kreuzung befunden habe, sei dem Strafurteil nicht zu entnehmen. Die Formulierung des Urteilsspruches erwecke zwar

diesen Anschein, doch werde in der Begründung als Unfallspunkt auf die in der Skizze mit einem roten Kreuz

versehene Stelle verwiesen, die aber eindeutig außerhalb des Kreuzungsbereiches liege. Es könne daher auch der

Spruch nicht so verstanden werden, daß sich der Unfall auf der Kreuzung ereignet habe. Eine Feststellung, daß sich

der Unfall außerhalb der Kreuzung ereignet habe, würde daher keinen Verstoß gegen Paragraph 268, ZPO darstellen.

Um beurteilen zu können, ob auch den Zweitkläger ein Verschulden treJe, seien Feststellungen über die Fahrlinie des

Zweitklägers und die genaue Kollisionsstelle erforderlich, worüber von den Parteien Beweise angeboten worden seien.

Dagegen richtet sich der Rekurs der beiden Kläger mit dem Antrag, den angefochtenen Beschluß aufzuheben und dem

Berufungsgericht die neuerliche Entscheidung über die Berufung der Beklagten unter Abstandnahme von dem

gebrauchten Aufhebungsgrund aufzutragen. Die Kläger machen im wesentlichen geltend, es sei zwar richtig, daß bei

der Beurteilung der Bindungswirkung eines verurteilenden Straferkenntnisses nicht nur der Spruch, sondern auch die

Gründe desselben zu berücksichtigen seien, doch dürfe dies in der Anwendung nicht dazu führen, daß der klare

Wortlaut des Urteilstextes in sein Gegenteil verkehrt werde. Der zwischen Spruch und Begründung bestehende

Widerspruch sei oJenbar damit zu erklären, daß es nach Ansicht des Strafgerichtes auf den genauen Kollisionspunkt

gar nicht angekommen sei, weil sich der Unfall auch dann ereignet hätte, wenn, der Zweitkläger in weitem Bogen nach

links eingebogen wäre; es hätte sich lediglich die beiderseitige Unfallsposition etwas verschoben. Die Tatsache, daß der

Unfall durch die Verletzung des Rechtsvorranges verursacht wurde, wäre davon unberührt geblieben.

Rechtliche Beurteilung

Der Rekurs ist nicht gerechtfertigt.

Den Rekursausführungen liegt oJenbar die Ansicht zugrunde, daß nach dem für das Zivilgericht gemäß § 268 ZPO

bindenden Straferkenntnis das eingewendete Mitverschulden des Zweitklägers ausgeschlossen werden könne. Schon

dieser Ansatzpunkt ist unrichtig. Der Zivilrichter ist bei der Beurteilung des Mitverschuldens des nicht selbst

strafrechtlich im gleichen Sachzusammenhang verurteilten Verletzten bzw. anderer Personen frei. Er hat auf die

Einwendung eines solchen Mitverschuldens einzugehen, die vorgebrachten Tatsachen zu prüfen, Beweise

aufzunehmen und damit auch rechtlich zu beurteilen (Fasching III S. 259 und die dort angeführte Rechtsprechung).

Unterläßt er dies und gründet seine Annahme eines Mitverschuldens oder dessen Ablehnung auf die Gründe des – den

Mitschuldigen nicht verurteilenden – Strafurteiles, dann ist das Verfahren mangelhaft geblieben und muß deswegen

das Urteil vom Rechtsmittelgericht aufgehoben werden. Die Bestimmung des § 268 ZPO kann also die Prüfung und

Behauptung eines Mitverschuldens strafgerichtlich nicht verurteilter Personen nicht hindern. Ihre Grenze Lndet die

Berücksichtigung eines Mitverschuldens nur dort, wo die Annahme eines solchen schon begriOich ein Verschulden des

Verurteilten überhaupt vollkommen ausschließen müßte (Fasching a.a.O. S. 260). Ein solcher Fall liegt hier aber nicht

vor, weil ein Mitverschulden des Zweitklägers an dem Unfall vom 3. Mai 1974 unabhängig davon, ob der

Zusammenstoßpunkt innerhalb des Kreuzungsbereiches oder knapp außerhalb desselben lag, in einem Verstoß gegen

die Bestimmung des § 13 Abs. 2 StVO 1960, wie ihn die Beklagten behaupten, begründet sein könnte. Die Bestimmung

des § 13 Abs. 2 StVO 1960 stellt eine Schutznorm im Sinne des § 1311 ABGB dar, die in erster Linie der Flüssigkeit des

Linkseinbiegeverkehrs, damit aber auch der Verkehrssicherheit dient (siehe dazu Kammerhofer, StVO5 S. 87, Anm. 4 zu

§ 13). Die Übertretung der Schutznorm macht für den dadurch adäquat verursachten Schaden haftbar, wobei die

adäquate Kausalität vermutet wird. Dem Übertreter der Schutznorm steht aber der Beweis oJen, daß der Schaden

auch ohne die Übertretung eingetreten wäre. Daß sich der Unfall in derselben Weise und mit denselben Folgen

ereignet hätte, ob der Zweitkläger sich der Vorschrift des § 13 Abs. 2 StVO 1960 entsprechend verhalten oder ob er

beim Linkseinbiegen mehr oder weniger geschnitten hätte, kann derzeit mangels entsprechender Feststellungen nicht

beurteilt werden.Den Rekursausführungen liegt oJenbar die Ansicht zugrunde, daß nach dem für das Zivilgericht

gemäß Paragraph 268, ZPO bindenden Straferkenntnis das eingewendete Mitverschulden des Zweitklägers

ausgeschlossen werden könne. Schon dieser Ansatzpunkt ist unrichtig. Der Zivilrichter ist bei der Beurteilung des

Mitverschuldens des nicht selbst strafrechtlich im gleichen Sachzusammenhang verurteilten Verletzten bzw. anderer
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Personen frei. Er hat auf die Einwendung eines solchen Mitverschuldens einzugehen, die vorgebrachten Tatsachen zu

prüfen, Beweise aufzunehmen und damit auch rechtlich zu beurteilen (Fasching römisch drei S. 259 und die dort

angeführte Rechtsprechung). Unterläßt er dies und gründet seine Annahme eines Mitverschuldens oder dessen

Ablehnung auf die Gründe des – den Mitschuldigen nicht verurteilenden – Strafurteiles, dann ist das Verfahren

mangelhaft geblieben und muß deswegen das Urteil vom Rechtsmittelgericht aufgehoben werden. Die Bestimmung

des Paragraph 268, ZPO kann also die Prüfung und Behauptung eines Mitverschuldens strafgerichtlich nicht

verurteilter Personen nicht hindern. Ihre Grenze Lndet die Berücksichtigung eines Mitverschuldens nur dort, wo die

Annahme eines solchen schon begriOich ein Verschulden des Verurteilten überhaupt vollkommen ausschließen

müßte (Fasching a.a.O. S. 260). Ein solcher Fall liegt hier aber nicht vor, weil ein Mitverschulden des Zweitklägers an

dem Unfall vom 3. Mai 1974 unabhängig davon, ob der Zusammenstoßpunkt innerhalb des Kreuzungsbereiches oder

knapp außerhalb desselben lag, in einem Verstoß gegen die Bestimmung des Paragraph 13, Absatz 2, StVO 1960, wie

ihn die Beklagten behaupten, begründet sein könnte. Die Bestimmung des Paragraph 13, Absatz 2, StVO 1960 stellt

eine Schutznorm im Sinne des Paragraph 1311, ABGB dar, die in erster Linie der Flüssigkeit des Linkseinbiegeverkehrs,

damit aber auch der Verkehrssicherheit dient (siehe dazu Kammerhofer, StVO5 S. 87, Anmerkung 4, zu Paragraph 13,).

Die Übertretung der Schutznorm macht für den dadurch adäquat verursachten Schaden haftbar, wobei die adäquate

Kausalität vermutet wird. Dem Übertreter der Schutznorm steht aber der Beweis oJen, daß der Schaden auch ohne

die Übertretung eingetreten wäre. Daß sich der Unfall in derselben Weise und mit denselben Folgen ereignet hätte, ob

der Zweitkläger sich der Vorschrift des Paragraph 13, Absatz 2, StVO 1960 entsprechend verhalten oder ob er beim

Linkseinbiegen mehr oder weniger geschnitten hätte, kann derzeit mangels entsprechender Feststellungen nicht

beurteilt werden.

Damit erweist sich aber der Aufhebungsbeschluß des Berufungsgerichtes als zutreffend, auch wenn diesem nicht darin

beigepflichtet werden kann, daß eine im Sinne des § 268 ZPO bindende Feststellung des Strafgerichtes über die genaue

Lage des Zusammenstoßpunktes nicht vorliegt. Nach Lehre und Rechtsprechung (Fasching a.a.O. S. 256 J., Fasching,

Gutachten über die Grenzen der Bindung des Zivilgerichtes an Erkenntnisse des Strafgerichtes, Verhandlungen des

3. Österreichischen Juristentages, Wien 1967, S. 36/37, ZVR 1961/204, Soz IA E S. 193, u.v.a., zuletzt 8 Ob 165/75 und

8 Ob174/75) ist bezüglich der Bindung nicht zwischen den im Spruch und den in den Gründen erwähnten Tatsachen,

sondern vielmehr zwischen den den Schuldspruch notwendigerweise begründenden Tatsachen und den reinen Hilfs-

oder Illustrationstatsachen zu unterscheiden. Die den Schuldspruch notwendigerweise begründenden Tatsachen

dürfen im zivilgerichtlichen Verfahren nicht neuerlich überprüft werden. Im vorliegenden Fall wurde der Erstbeklagte

vom Strafgericht rechtskräftig verurteilt, weil er in die gegenständliche Kreuzung einfuhr, ohne dem Rechtsvorrang des

Zweitklägers genügende Beachtung zu schenken. Es wurde ihm also eine Verletzung des dem Zweitkläger

zukommenden Rechtsvorranges angelastet. Das setzt aber notwendigerweise voraus, daß das Strafgericht den

Kollisionspunkt im Kreuzungsbereich annimmt, womit die Feststellung über das Einfahren in die Kreuzung in

Übereinstimmung steht. Daß zwischen Spruch und Begründung ein Widerspruch in der Richtung bestünde, daß in der

Begründung ein außerhalb des Kreuzungsbereiches liegender Kollisionspunkt zugrundegelegt worden wäre, triJt nicht

zu, denn das Strafgericht spricht dort von einer Kollisionsstelle „annähernd in der in der Skizze mit einem roten Kreuz

bezeichneten Stelle“. Daß die so bezeichnete Stelle in der Skizze knapp außerhalb des Kreuzungsbereiches

eingezeichnet ist, widerspricht daher der Annahme eines im Kreuzungsbereich liegenden Kollisionspunktes nicht.Damit

erweist sich aber der Aufhebungsbeschluß des Berufungsgerichtes als zutreJend, auch wenn diesem nicht darin

beigepGichtet werden kann, daß eine im Sinne des Paragraph 268, ZPO bindende Feststellung des Strafgerichtes über

die genaue Lage des Zusammenstoßpunktes nicht vorliegt. Nach Lehre und Rechtsprechung (Fasching a.a.O. S. 256 J.,

Fasching, Gutachten über die Grenzen der Bindung des Zivilgerichtes an Erkenntnisse des Strafgerichtes,

Verhandlungen des 3. Österreichischen Juristentages, Wien 1967, S. 36/37, ZVR 1961/204, Soz IA E S. 193, u.v.a., zuletzt

8 Ob 165/75 und 8 Ob174/75) ist bezüglich der Bindung nicht zwischen den im Spruch und den in den Gründen

erwähnten Tatsachen, sondern vielmehr zwischen den den Schuldspruch notwendigerweise begründenden Tatsachen

und den reinen Hilfs- oder Illustrationstatsachen zu unterscheiden. Die den Schuldspruch notwendigerweise

begründenden Tatsachen dürfen im zivilgerichtlichen Verfahren nicht neuerlich überprüft werden. Im vorliegenden Fall

wurde der Erstbeklagte vom Strafgericht rechtskräftig verurteilt, weil er in die gegenständliche Kreuzung einfuhr, ohne

dem Rechtsvorrang des Zweitklägers genügende Beachtung zu schenken. Es wurde ihm also eine Verletzung des dem

Zweitkläger zukommenden Rechtsvorranges angelastet. Das setzt aber notwendigerweise voraus, daß das Strafgericht

den Kollisionspunkt im Kreuzungsbereich annimmt, womit die Feststellung über das Einfahren in die Kreuzung in
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Übereinstimmung steht. Daß zwischen Spruch und Begründung ein Widerspruch in der Richtung bestünde, daß in der

Begründung ein außerhalb des Kreuzungsbereiches liegender Kollisionspunkt zugrundegelegt worden wäre, triJt nicht

zu, denn das Strafgericht spricht dort von einer Kollisionsstelle „annähernd in der in der Skizze mit einem roten Kreuz

bezeichneten Stelle“. Daß die so bezeichnete Stelle in der Skizze knapp außerhalb des Kreuzungsbereiches

eingezeichnet ist, widerspricht daher der Annahme eines im Kreuzungsbereich liegenden Kollisionspunktes nicht.

Dem Rekurs war somit ein Erfolg zu versagen.

Da der Rekurs zu einer Änderung der dem Erstgericht überbundenen Rechtsansichten geführt hat, war die

Entscheidung über die Rekurskosten gemäß § 52 Abs. 1 ZPO vorzubehalten.Da der Rekurs zu einer Änderung der dem

Erstgericht überbundenen Rechtsansichten geführt hat, war die Entscheidung über die Rekurskosten gemäß

Paragraph 52, Absatz eins, ZPO vorzubehalten.
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